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mung geht ein Wandel in der Legitimation 

für die ‚jüngsten’ Suchthilfeangebote ein-

her – die niederschwelligen: Im Vorder-

grund steht heute die Entlastung des  

öffentlichen Raums. Ein Beispiel: Wenn 

schon Konsumräume eingerichtet wurden, 

dann sollen die Drogenkonsumierenden 

gefälligst auch dort konsumieren – und 

nicht trotzdem noch auf öffentl ichen  

Plätzen oder in Einkaufspassagen, so  

ein viel gehörtes ordnungspolit isches  

Argument. «Stadtverträglichkeit» ist zum  

Zauberwort geworden, «toleriert wird, 

was nicht stört bzw. was nicht gesehen 

wird» zum politischen Leitmotiv.

Es scheint als habe die Öffentlichkeit Not-

wendigkeit und Nutzen der Hilfsangebote 

mehrheitlich erkannt, vermutlich hat sich 

auch die Einstellung den Konsumierenden 

gegenüber verändert – sie werden weniger 

vorschnell auf «Kriminelle» reduziert wie 

noch vor wenigen Jahren. Gleichzeitig 

mehren sich aber die Anzeichen, dass  

die Toleranz gegenüber Randständigen  

im öffentlichen Raum in letzter Zeit ab-

nimmt. Fast alle größeren Schweizer Städ-

te, u.a. St. Gallen, Zürich, Bern, Basel und 

Luzern, haben Gesetze verabschiedet, die 

es erlauben, Personen polizeilich wegzu-

weisen wenn der Verdacht besteht, dass 

sie oder andere die öffentliche Sicherheit 

und Ordnung gefährden oder stören könn-

ten. Erschwerend kommt die Überlagerung 

durch Probleme des Littering, Lärmbeläs-

tigungen oder organisierten Bettelns hin-

zu. Ob und wie sich der Vollzug dieser 

Wegweisungsartikel mittel- und lang-

fristig auf den Umgang mit Drogen- und  

Alkoholabhängigen auswirken wird,  

ob das Hilfesystem sie auch in Zukunft 

erreichen kann, ist derzeit noch nicht  

zu beurteilen. In Dimensionen der Vier-

Säulen-Politik kann durchaus von einer 

leichten Stärkung der Säule Repression 

gesprochen werden. 

Abgesehen davon ist es um die Drogen-

politik – von vereinzelten lokalen Brenn-

punkten abgesehen – weitgehend ruhig 

geworden. Die Vier-Säulen-Polit ik als  

drogenpolitisches Konzept ist seit dem  

... und die Schaltzentrale ihres potenziellen Auffangnetzes am Unteren Lätten in Ottenbach.
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geberischer Hinsicht «komplett»; die Dis-

kussion um das noch vor 20 Jahren un-

überwindbar scheinende gesellschaft- 

liche Problem konnte stark versachlicht  

werden.

Wenn Drogen, Sucht(verhalten) oder Sub-

stanzkonsum heute medial überhaupt  

zum Thema werden (von Ausnahmen  

oder spektakulären Konfiskationserfolgen  

einmal abgesehen), dann in erster Linie 

wegen sogenannten Bottellones, wegen 

des Konsums von Ecstasy  / Partydrogen 

(wie in Clubs und an den Street-, Love- und 

Lake-Paraden), gelegentlich auch wegen 

des in breitere Bevölkerungsschichten aus-

greifenden Kokainkonsums (der sich im 

Vergleich zum Konsum legaler Suchtmittel 

allerdings auf tiefem Niveau bewegt). 

Beachtung finden solche Phänomene wohl 

vor allem weil es um junge und jugendli-

che KonsumentInnen geht und weil der 

Konsum im öffentlichen Raum stattfindet 

und die öffentliche Ordnung gestört wird. 

Die Gruppe der Opiatabhängigen scheint 

medial keine Aufmerksamkeit mehr zu 

erhalten; sie haben überlebt, sind versorgt 

in funktionierenden, routinierten Hilfsan-

geboten und werden jetzt ohne grosses 

Aufsehen gemeinsam mit ihren Betreue-

rInnen älter; allenfalls keimt ab und zu die 

Frage auf, ob für sie spezielle Alterswohn-

formen vorzusehen sind.

Dies alles kann als Hinweis betrachtet 

werden, dass sich die drogenpolitischen 

Zielsetzungen heute verschieben. Dies fällt 

zeitlich zusammen mit dem Ende der der-

zeitigen drogenpolitischen Strategie des 

Bundes – und an dieser orientieren sich 

derzeit die kantonalen Politiken im Grund-

satz – die momentan im Rahmen des  

MaPaDro III (drittes Massnahmenpaket  

des Bundes zur Verminderung der Drogen-

probleme 2006 - 2011. BAG, 2006) umge-

setzt werden. Ob die Prädominanz der 

Orientierung an «Drogen» – nach heutiger 

Lesart die «illegalen Drogen» – für die 

Zukunft als Leitlinie für die politische Stra-

tegie Sinn macht, ist bereits verschiedent-

lich in Frage gestellt worden.

Morgen: Drogenpolitik als Teil einer 

integraleren Suchtpolitik?

Die Eidgenössische Kommission für Dro-

genfragen (EKDF) hat mit dem Modell 

«psychoaktiv.ch» versucht, die Weichen 

in Richtung «Suchtpolitik» zu stellen. Ein 

Ansatz, der nicht nur die heute existieren-

den Grenzen zwischen «legalen» und 

«illegalen» Substanzen überwinden will, 

sondern auch zwischen der Gefährlichkeit 

der jeweiligen Konsummuster differenziert: 

risikoarmer Konsum – problematischer 

Konsum – Abhängigkeit. Implizit ist damit 

der Anspruch verbunden, ausserhalb der 

Fachwelt der Bevölkerung eine differen-

ziertere Sicht des Substanzkonsums nahe 

zu bringen bzw. sie an eine solche Sicht 

heranzuführen («Nicht jeder Konsum ist 

per se problematisch und führt zwangs-

läufig in die Abhängigkeit») – eine Frage 

der gesellschaftlichen Wissensbildung und 

damit ein hoher Anspruch.

Das BAG unterstützt diesen Ansatz («Ko-

härente Suchtpolitik»). Was man sich da-
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13runter vorstellen muss, welche Massnah-

men konkret getroffen werden sollen und 

über welche Zwischenschritte diese ko-

härente Politik erreicht werden kann ist 

allerdings noch nicht so weit konzeptua-

lisiert, dass es schon einer breiten Öffent-

lichkeit kommuniziert werden könnte – 

man denke nur daran, wie schwer wir uns 

mit der Cannabis-Diskussion tun oder 

welch unterschiedliche Interessen bei der 

Regulierung der Werbemöglichkeiten für 

legale Suchtmittel aufeinander prallen.

Als problematisch könnte sich erweisen, 

dass alle Ansätze stark «symptomorien-

tiert» sind und gerade der Suchtmittel-

konsum (insbesondere problematischer 

und abhängiger Konsum) zu exklusiv als 

individuelles Geschehen («Sucht als indi-

viduelle, ggf. chronische Krankheit»)  

betrachtet wird – und gleichzeitig die Ein-

flüsse gesellschaftlicher Rahmenbedingun-

gen und Einflüsse unterschätzt werden.

So besteht ohne Zweifel ein Grundkonsens 

darin, dass gerade die Jugendlichen und 

jungen Erwachsenen als in präventiver 

Hinsicht besonders schützenswerte Grup-

pe zu behandeln sind. Aber gerade sie 

sind am meisten gefährdet: Wenn sie die 

primäre Bildung nicht abschliessen, keine 

Lehrstelle finden, über keine Tagesstruk-

turen verfügen, stundenlang alleine und 

unbetreut zu Hause vor dem TV sitzen oder 

im Internet herumsurfen, womöglich auf 

Glückspielseiten in der Hoffnung, etwas 

Geld zu gewinnen, damit sie mit ihren 

KollegInnen ins Kino gehen oder ein Kon-

zert besuchen können. Oder sie hoffen in 

extremis über Kleindeals aus ihrer Geldnot 

zu kommen.

Unter solch ungünstigen Voraussetzungen 

steigt das Risiko massiv, gleich in mehreren 

Lebensbereichen Probleme zu entwickeln, 

die zudem in komplexen Wechselwirkun-

gen zueinander stehen: sehr schwierige 

Voraussetzungen für erfolgreiche (Sucht-

hilfe) Interventionen.

Damit könnte sich über die eigentlichen 

suchtpolitischen Ziele hinaus als entschei-

dend erweisen, in welchem Ausmass es 

der Suchtpolitik gelingt, andere Politikbe-

reiche zu durchdringen und Sensibilität zu 

schaffen für die Zusammenhänge zwischen 

den dort getroffenen Entscheiden und 

deren Auswirkung, u.a. auf den Suchtmit-

telkonsum: zu denken ist insbesondere an 

die Familien-, die Bildungs- oder die Ar-

beitsmarkt- und Beschäftigungspolitik.
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